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Beschlussvorlage zur Behandlung in öffentlicher Sitzung 

Betreff 
Gesundheits-Chipkarte zur medizinischen Versorgung nach §§ 4 und 6 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 

Beschlussorgan 
Rat 

Gremium Datum 

 

Beschluss: 
Der Rat der Stadt Köln unterstützt die Absicht des Landes Nordrhein-Westfalen, die notwendigen 
Verfahren bei der Versorgung von Asylbewerber/innen mit medizinischen Leistungen nach §§ 4 und 6 
des Asylbewerberleistungsgesetzes diskriminierungsfrei auszugestalten, insb. durch die Einführung 
einer Gesundheits-Chipkarte in Kooperation mit den Krankenkassen. 
 
 
Alternative: 
Der Rat nimmt zur Kenntnis, dass das Land beabsichtigt, zur Versorgung von Asylbewerber /innen 
mit medizinischen Leistungen nach §§ 4 und 6 Asylbewerberleistungsgesetzes eine Gesundheits-
Chipkarte in Kooperation mit den Krankenkassen einzuführen. 
 

Ausschuss Soziales und Senioren 28.05.2015 

Rat 23.06.2015 
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Haushaltsmäßige Auswirkungen 
 Nein 
 Ja, investiv Investitionsauszahlungen         € 

  Zuwendungen/Zuschüsse  Nein  Ja            % 

 Ja, ergebniswirksam Aufwendungen für die Maßnahme        € 

  Zuwendungen/Zuschüsse  Nein  Ja            % 

Jährliche Folgeaufwendungen (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:       
a) Personalaufwendungen          € 

b) Sachaufwendungen etc.          € 

c) bilanzielle Abschreibungen         € 

Jährliche Folgeerträge (ergebniswirksam): ab Haushaltsjahr:       
a) Erträge          € 

b) Erträge aus der Auflösung Sonderposten         € 

Einsparungen: ab Haushaltsjahr:       
a) Personalaufwendungen          € 

b) Sachaufwendungen etc.          € 

Beginn, Dauer        

 
 
Begründung 
 
1. Medizinische Versorgung von Asylbewerbern/innen nach aktueller Gesetzeslage 

Asylbewerber/innen erhalten gemäß § 4 Asylbewerberleistungsgesetz Leistungen zur Behand-
lung akuter Erkrankungen und Schmerzzustände. Diese medizinische Grundversorgung wird 
durch die Ausgabe von Krankenscheinen durch den Sozialhilfeträger sichergestellt. Nicht 
planbare Behandlungen durch Krankenhäuser können ohne vorherige Zustimmung direkt 
durchgeführt werden. Hier wird dann im Nachgang mit dem Sozialhilfeträger abgerechnet. 
Die Grundversorgung orientiert sich an den Leistungen der Gesetzlichen Krankenversicherung 
(SGB V). Ärztliche Verordnungen, die darüber hinausgehen (§ 6 Asylbewerberleistungsge-
setz), müssen vom Sozialhilfeträger genehmigt werden. Dazu werden die Ärzte des Gesund-
heitsamtes zur Begutachtung eingeschaltet. Auf der Basis dieser Gutachten entscheidet der  
Sozialhilfeträger. 
Ein Abrechnungsweg im Sinne des § 264 SGB V, der für Leistungsbezieher des SGB XII gilt, 
ist für den Personenkreis des AsylbLG nicht vorgesehen. Auf diesem Weg rechnet eine ge-
setzliche Krankenkasse auf Basis einer Gesundheitskarte zu Lasten des örtlichen Sozialhilfe-
trägers (Sozialamts) die Krankenhilfeleistungen ab.  
 

2. Verbesserung durch die Gesundheits-Chipkarte 
An den leistungsrechtlichen Ansprüchen nach § 4 Asylbewerberleistungsgesetz ändert die 
Chipkarte für Asylbewerber/innen nichts. Hier ist der Bundesgesetzgeber gefragt. 
Der Vorteil der Chipkarte für Asylbewerber/innen besteht darin, dass er/sie über eine Chipkar-
te verfügt anstelle eines Krankenscheins des Sozialhilfeträgers. Der Zugang zu den jeweiligen 
Gesundheitsleistungen wäre damit genauso wie der der gesetzlich Versicherten bzw. der in 
der Verwaltung der Krankenkassen befindlichen Leistungsberechtigten. 
Inwieweit damit auch eine Verwaltungsvereinfachung für Ausgabe und Abrechnung der Karte 
einhergeht, ist derzeit noch nicht einzuschätzen. Dies hängt u.a. auch davon ab, ob bereits in 
den Zentralen Erstaufnahmeeinrichtungen in NRW eine Erstanmeldung erfolgt ist oder nicht. 
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3. Voraussetzungen für die Chipkarte/Bremer Modell 

Da der Bundesgesetzgeber zurzeit keine Integration der Asylbewerber/innen in das System 
der gesetzlichen Krankenversicherung plant, wird vielerorts eine vertragliche Lösung (Bremer 
Modell) diskutiert. Seit 2005 erhalten die Bremer Asylbewerber/innen die Chipkarte von der 
AOK Bremen/Bremerhaven. Aktuell war diese Allgemeine Ortskrankenkasse zu keinem weite-
ren Vertragsabschluss bereit, gleiches gilt auch für die AOK Hamburg/Rheinland. Gleichwohl 
hat das Land NRW Gespräche mit den Krankenkassen aufgenommen. Konkrete Ergebnisse 
sind noch nicht bekannt. Insofern können weder zu den Inhalten, noch zu den Kosten zurzeit 
Aussagen gemacht werden. 

 
Zur Dringlichkeit: 
Die Beschlussvorlage konnte fristgerecht für die Ratssitzung am 23.06.2015 verwaltungsintern abge-
stimmt werden, die Frist für den Ausschuss Soziales und Senioren konnte nicht eingehalten werden. 
Um die wichtige Vorberatung in diesem Ausschuss zu ermöglichen, die nächste Sitzung des Fach-
ausschusses ist erst im August, legt die Verwaltung die Vorlage im Interesse der Betroffenen verfris-
tet vor.  
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